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Die  Information des  Tages 

Die ODi^raktio& des Landtages Nordrhein-Westf alen hat  im Landtag einen 
W  Antrag  eingereicht,   durch den die Regierung beauftragt wird,   zweck* 

entfremdeten Werk*»  Wohnr und Betriebsraum der Landwirtschaft  seiner 
Bestimmung wieder zuzufifhren und die Erstellung neuen Wohnraumes für 
landwirbschaftliohe Arbeitskräfte zu fordern, 

Sie CDU-Praktion des Landtags von i:iordrhein~Y/estf alen hatte  unlängst 
die Auflösung der Bezirkswirtschaft samt er "beantragt,  .Der v/irt schal ts~ 
aussc>mss hst nunmehr diesem Antrag  zugestimmt und beschlossen,  dass 
die Auflösung  spätestens his zum 31« M:irz 1949  erfolgen; soll. Hoch die- 
sem Stichtag  erledigen sie nur noch Abwicklungsarbeiten. 

Im Landtag von Rheinlandsalz hat  die CSU-Fraktion einen Antrag  einge~ 
bracht,   der  zur Förderung des Wiederaufbaues  des reblausverseucnten 
Weinbaues für  jeden Landwirtschaftskamnerbezirk die Gründung  einer 
Reblauskasso vorsieht, Ausserdem ist  an die Gründung von Weinbergsaut- 
baugenossenschafton gedacht, 

JMk »  H II |H 1111   U»      II >   II      — 

Von "ständiger britischei   Seite wurde  dem Präsidenten :es Parlamenta- 
rischen Rates,  Dr,  Adenauer, mitgeteilt,   dass dem Ersuchen aes Paria** 
montarischen Rates  auf Aussetzung der  Strafe gegen Max Reimann nicht 
entsprochen werden könne,  da Reimanns  Zugehörigkeit  zum Parlamentarischer; 
Rat  keine  Imr-unität vor cen Gesetzen der Militärregierung bedeuxe, 

Als~Naeh-7ol-er der früheren Christlichen Gewerkschaften hat  der  MUnab~ 
hängige Arbeitnohmerverband« Mitte Januar die Lizenz für iaedersaensen 
erhalten.  Der Verband will  eine vom marxistischen Einfluss  unabhängige 
Gewerkschaft  schaffen.  Er wendet   sich dabei  insbesondere  an die^nooh 
nicht  organisierten Arbeitnehmer,   c'ie  in den Westzonen etwa zwei ^rittel 
der gesamten Arbeitnchmorschuft  betragene  Erster Landesvorsitzoneer 
von Niedersachsen ist der frühere  christliche Gewcrkscnaftssekretar 
Karl Unruh, Bückeburg, 
ODU-Abgeordnete haben im Landtag von Nordrhein-Westfalen die Regierung 
um Auskunft darüber ersucht, wieviele .Rentenanträge von Iiriegsbescna- 
eisten und Hinterbliebenen bei  den Landesversicherungsanstalten noch un- 
erledigt sind und welche lVIassnahmen getroffen wurden,  um eine orenungs- 
mässige Erledigung der Anträge  sicherzustellen. 
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Tagung der Kormiiunalpo lit i sehen Arbeitsgemeinschaft 

Vor stand und Haupt aus schuss der Komnunalpolitischen Arbeit sgemeinechaft 
der CBU/CSU Deutschlands nahmen auf einer Tagung in Bad Roichefmal!f 
zu der Vertreter aus Berlin und den drei YJestzonen erschienen waren, 
zu den Gcg-snwartsf raLSen der kommunalen Selb st Verwaltung; Stellung, Stadt- 
rat Dr. Kamm, München, umriss in seinem Referat lifter Wohlf ahrt sie istung e- 
und Lastenausglcich die ganze Problematik, die sich aus der Plüchtlings- 
frage und aus"den sozialen Spannungen unserer Tage ergibt. Er kennzeich-* 
note das Lastenausglcichogesetz als ein Kollektivgesetz, das das sozia- 
le G-cwissen'beschwichtigen soll und das sich anmaße, das Schicksal zu 
korrigieren. Da das Gesetz sich allein auf die Sicherung des einfachen 
Lebensunterhalts beschränke? ohne die anderen Lebensbedürfnisse zu be- 
rücksichtigen, erhebe sich die l'rago, ob die Ablösung der Woh3.fahrts- 
unterstüizirag durch eine Staatsrente überhaupt notwendig war. Pur die 
Gemeinden ergebe sieh ans dieser Rechtslage die zwingende Notwendigkeit, 
ihre wohlfahrtspflegerisehe Betreuung stärker als bisher auf die Gach- 
wertunterstützung abzustellen. Entgegen dieser Auffassung wurde in der 
Aussprache vor allem die Notwendigkeit pred/^o cits ein sat zes unterstri- 
chen, Stadtrat Dr, Hagen, Karlsruhe, berichtete über die vielseitigen 
Möglichkeiten kommunaler Zusammenarbeit, in die er nicht nur die ver- 
stärkte Heranziehung ehrenamtlicher Hitarbeiter und die Pflege lebendi- 
ger Beziehungen zur Bürgerschaft, sondern auch die Zoordinierung der in' 
den kommunalen Spitzenvorbänden zusammengefassten Kräfte cinbozog« Prof? 
Landsberg, Berlin, formulierte die Forderungen der Gemeinden im Hinblick 
auf' das kommende Bundes^Grundgosetz0 Bio Verbundenhoit mit Berlin und 
dem deutschen Osten brachte der bayerische .Innenminister Ankermuller zum 
Ausdruck, der darauf hinwies, dass nicht der Marshallplan allein, son- 
dern das Bekenntnis zur C-iundidse^ der christlichen Weltanschauung dem 
Bolschewismus einen wirksamen Damm entgegenzusetzen vermöge, Bio Bera- 
tungen gipfelten in einem Referat von Bürgermeister Er, Schwerins, Kölr^ 
über die christliche Kommunalpolitik als Klan er abendländischer Kulturf 
wobei nicht nur die ethischen Verpflichtungen des KommunalPolitikers im 
Raumo der praktischen Arbeit, sondern auch die vielseitigen Möglich- 
keiten einer von gemeinsamen Ideen getragenen überstaatlichen Zusammen- 
arbeit hervorgehoben wuvde, Bio von der Arbeitsgemeinschaft erarbeiteten 
Leitsätze zur Kommunalpolitik'der CDU/CSU wurden der nächsten Tagimg 
zur Verabschiedung überwiesen. 

Lie Tagung richtete an den Parlamentarischen Rat in Bonn folgende 

E n t s c h 1 i c s s u n g 

^Verfassung und   Selbstverwaltung der deutschen Gemeinden sind - unbe- 
schadet über einstimmender Grundsätze  in den Kernfragen - auf  der Grund- 
lage der geschichtlich n Entwicklung  und  der landsmannschaftlichen Ver- 
schiede nlici t c-n zu g e s t a 11 en 9 

2»  her Aufbau der  Selbstverwaltung  der  St-dtgemcii " e  und  der handgemein 
de  ist  nach unterschiedliehen Grundsätzen zu errichten, 
3«   Inhalt und Begrenzung der komnunalpolitischen Tätigkeit  ist  der 
Grundsatz der Allzuständigheit'der Selbstverwaltung im^Rahmen der 
Gesetze  und  der^S^aarsaufsreh^J Bas'Tc?ieütet7""däss die  gemeinden dos 
itech^und""dle"'ff Hellt Ea1?en7~s%tliche Auf gaben zu erledigen^  die 
dem örtlichen Bedürfnis  entspringen•und*"nreht"durch Gesetz  einer  an- 
deren Stelle  überwiesen sind, 
4,  Verwaltungsausgaben sind in die unterste VerwaltungsInstanz zu 
verlagern,  die möglich unvertretbar  sind,.  Die Unzuständigkeit  der Ge- 
meinden ist  sinnvoll  zu ergänzen durch die  Subsidiarität  der Gemeinde- 
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vorbände*   Sie  werden gründe ölt such erst  dort  tätig,   v;0  dio^veiv. 
waitungskraft  der vorgelagerten Gemeinden ihre Grenzen find.ee. 
5c  Die  ehrenamtliche  Tätigkeit  ist   in d.r_KommunalVerwaltung  in 
grossem ümfang in den Organen a>" yzugostalton* 
6,   Aus Gründen der  Stetigkeit  der kommunalen Verv;aliung wird die 
Übertragung des  parlamentarischen Prinzips auf die kommunale Ver- 
waltung  abgelehnt<,  - Nicht  die Möglichkeit  einer. Misstrav..ensvo~ 
turns „ 
Tt Die Amtsdauer der -besoldeten Wahl-Beamten soll mindestens  sechs 
Jahre "betragen.-, 
8« Die Wirtschaftspolitik der Gemoindon hat  sich auf die Wahrnehmung 
der  allgemein wirtschaftlichen Interessen der Bevölkerung  zu üC- 
schränken«  Es  ist  nicht   ihre  Aufgabe,   selbst wirt seh eft lieh tätig 
zu sein oder  gar konzerhb etriebe  zu führen.»  Es  ist vielmehr ihre Aul 
gäbe,   eigene  kommunale Bedürfnisse  oder umfassende V::-". sorgung s aus- 
gaben gegenüber der Bevölkerung  zu erfüllen© 
9#  Bs  ist  notwendig,  den Gemeinden  eigene  Steuerte 11 on  zu er- 
sehliessenis 

Berlin als Bundesland 

In verschiedenen Berichten ist die Reise des Berliner Oberbürgermei- 
sters Heuter im Zusammenhang gebracht worden mit eem Bonner nescniie r 
Berlin als  zwölftes land  in das Bundesgebiet   einzugliedern*,  Uemgege. 
über ist festzustellen,  dass alle Berliner Abgeordneten in Bonn und   . 
insbesondere  auch Jakob Kaiser für die Hitgliedsenaet Berlins  eintr 
ten,  und  dass vor Wochen die Fraktion der QBTJ/CSU  einen einstimmig,. 
Beschluss  in dieser Richtung  gefasst  hat.  Daraufhin hat 3 er nogeorc 
nete Kaufmann der ODU   L    Verbindung mit   Innenminister Menzel von^ 
hrordrhein-Y/estfalen aLugenoimi.cn und   einen entsprechenden Antrag xOx 
muliert-  Der  Antrag wird,  nachdem  er auch to IPtinfer^a.  Zustimmung 
fand,   im Haupt aus schass  am nächsten Dienstag formell  angenommen wci 
den, YJie verlautet,  wird  dazu Präsident  .er,  Adenauer  eine   brklarun* 
abgeben und die Bedeutung des Antrages  entsprechend  un*cers"Greichen. 
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